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Aufwendungen für Energiesparen und Umweltschutz 
 
1. Allgemeines  

Gemäss § 34 Absatz 1 Ziffer 1 StG können bei den Staats- und Gemeindesteuern 
die Aufwendungen für Energiesparen und Umweltschutz, wie die übrigen Unterhalts- 
und Verwaltungskosten, steuerlich in Abzug gebracht werden. Für die Qualifikation 
als abzugsfähige Energie- und Umweltschutzmassnahmen sind gemäss Artikel 9 
Absatz 3 Bst. a des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern 
der Kantone und Gemeinden (StHG) die Bestimmungen des Bundes auch für die 
Staats- und Gemeindesteuern massgebend.  

Bei der direkten Bundessteuer bestimmt gemäss Artikel 32 Absatz 2 DBG das Eid-
genössische Finanzdepartement, wieweit Investitionen, die dem Energiesparen und 
dem Umweltschutz dienen, den Unterhaltskosten gleichgestellt werden können. Dazu 
sind in der Verordnung über die Massnahmen zur rationellen Energieverwendung 
und zur Nutzung erneuerbarer Energien vom 24.08.1992 die einzelnen Massnahmen 
aufgeführt, welche als Kosten für Energiesparen und Umweltschutz abzugsfähig sind.  
 
2. Definition Energiespar- und Umweltschutzmassnahm en 
 
2.1. Allgemeines  

Als Investitionen, die dem Energiesparen und dem Umweltschutz dienen, gelten 
Aufwendungen für Massnahmen, welche zur rationellen Energieverwendung oder zur 
Nutzung erneuerbarer Energien beitragen. Diese Massnahmen beziehen sich auf 
den Ersatz von veralteten und die erstmalige Anbringung von neuen Bauteilen oder 
Installationen in bestehenden Gebäuden (Artikel 5 der Verordnung über den Abzug 
der Kosten von Liegenschaften des Privatvermögens bei der direkten Bundessteuer). 

Wird eine betragsmässig grosse Investition mit einer nur sehr geringen Ressourcen-
einsparung getätigt, wird der Abzug nicht oder nur teilweise zugelassen bzw. gekürzt. 
Es liegt im Ermessen der entscheidenden Behörde, über die Angemessenheit der 
Investitionskosten im Vergleich zur erzielten Ressourceneinsparung zu befinden. 

Als Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen gelten gemäss der Verordnung 
über die Massnahmen zur rationellen Energieverwendung und zur Nutzung erneuer-
barer Energien die nachfolgenden Massnahmen. 
 
2.2. Massnahmen zur Verminderung der Energieverlust e der Gebäudehülle 

Dazu zählen:  

− Wärmedämmung (Isolationen) von Böden, Wänden, Dächern und Decken gegen 
Aussenklima, unbeheizte Räume oder Erdreich;  

− Ersatz von Fenstern durch energetisch bessere Fenster als vorbestehend;  

− Anbringen von Fugendichtungen;  

− Einrichten von unbeheizten Windfängen;  

− Ersatz von Jalousieläden, Rollläden. 
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2.3. Massnahmen zur rationellen Energienutzung bei haustechnischen Anlagen 

Dazu zählen z. B:  

− Ersatz des Wärmeerzeugers, ausgenommen ist der Ersatz durch ortsfeste elektri-
sche Widerstandsheizungen (stellt in der Regel ordentlichen Unterhalt dar);  

− Ersatz von Wassererwärmern, ausgenommen ist der Ersatz von Durchlauferhit-
zern durch zentrale Wassererwärmer (stellt in der Regel ordentlichen Unterhalt 
dar); 

− Anschluss an eine Fernwärmeversorgung (inkl. Anschlussgebühren). Dies gilt für 
Heizsysteme, welche durch Abwärme (z.B. Kehrichtverbrennungsanlage) ge-
spiesen wie auch mit Sonnenenergie oder Biomasse (z.B. Holzschnitzelheizung 
als eigenständiger Betrieb in Form einer juristischen Person) betrieben werden;  

− Einbau von Wärmepumpen, Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen und Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien. Als zu fördernde erneuerbare Energien gelten: 
Sonnenenergie, Geothermie, mit oder ohne Wärmepumpen nutzbare Umge-
bungswärme, Windenergie und Biomasse (inkl. Holz oder Biogas); 

− Einbau und Ersatz von Installationen, die in erster Linie der rationellen Energie-
nutzung dienen, wie:  
– Regelungen, thermostatische Heizkörperventile, Umwälzpumpen, Ventilatoren;  
– Wärmedämmungen von Leitungen, Armaturen oder des Heizkessels;  
– Messeinrichtungen zur Verbrauchserfassung und zur Betriebsoptimierung;  
– Installationen im Zusammenhang mit der verbrauchsabhängigen Heiz- und 

Warmwasserkostenabrechnung; 

− Kaminsanierung im Zusammenhang mit dem Ersatz eines Wärmeerzeugers;  

− Massnahmen zur Wärmerückgewinnung, z. B. bei Lüftungs- und Klimaanlagen. 
 
2.4. Weitere Massnahmen 

Des Weiteren abzugsfähig sind Kosten:  

− für energietechnische Analysen und Energiekonzepte, wie etwa für Wärmebilder 
und Gebäudeenergieausweis der Kantone (GEAK);  

− für den Ersatz von Haushaltgeräten mit grossem Stromverbrauch, wie Kochher-
den, Backöfen, Kühlschränken, Tiefkühlern, Geschirrspülern, Waschmaschinen, 
Beleuchtungsanlagen usw., die im Gebäudewert eingeschlossen sind. 

 
2.5. Förderbeiträge für Energiespar- und Umweltschu tzmassnahmen 

Förderbeiträge für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen (z. B. von Bund, 
Kanton oder von der Stiftung Klimarappen) mindern die vom Eigentümer selbst ge-
tragenen Kosten.  

Solche Beiträge sind daher bei der Deklaration des Liegenschaftenunterhalts kos-
tenmindernd zu berücksichtigen. 
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3. Nicht zum Abzug zugelassene Aufwendungen  

Unter die nicht zum Abzug zugelassenen Aufwendungen fallen zum Beispiel die 
nachfolgenden Kosten. 
 
3.1. Wintergärten / Balkonverglasungen  

Die Kosten für einen Wintergarten sind in der Regel als wertvermehrend zu qualifizie-
ren. In den Fällen, in denen nicht die Isolationswirkung, sondern der Gewinn eines 
Zusatzraumes Hauptbeweggrund für die Aufwendungen ist, fällt kein Abzug der Er-
stellungskosten des Wintergartens als Liegenschaftsaufwand in Betracht. 

Die Ausnahmeregelung für die Abzugsmöglichkeit von Kosten für isolationsverbes-
sernde und energiesparende Massnahmen vom steuerbaren Einkommen kommt nur 
zum Zuge, wenn an bestehenden Gebäuden eine energietechnische Verbesserung 
erreicht wird.  

Bei Neu- oder Anbauten von Wintergärten oder der Neuerstellung von Balkonvergla-
sungen gelten die gesamten Investitionskosten als wertvermehrende Aufwendungen, 
und ein Abzug von energiesparenden Aufwendungen vom steuerbaren Einkommen 
ist dort nicht möglich.  

Die Abzugsmöglichkeit wird bei jedem Einzelfall neu geprüft. Dem Bauherrn bleibt 
der Nachweis einer positiven Gesamtenergiebilanz offen. 
 
3.2. Innenarchitektonische Massnahmen  

Keine Aufwendungen für Umweltschutz und Energiesparmassnahmen sind: 
– Innenarchitektonische Massnahmen wie das Anbringen von Wand- und Decken-

verkleidungen; 
– Massnahmen, die hauptsächlich der Verschönerung und des grösseren Wohnkom-

forts dienen, wie z. B. der Einbau von luxuriösen Kachelöfen und Cheminées. 
 
3.3. Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen bei Ne ubauten  

Bei Neubauten gelten die gesamten Investitionskosten als wertvermehrende Auf-
wendungen. Ein Abzug für Energiesparen oder Umweltschutz ist daher nicht möglich. 

Dies gilt grundsätzlich auch für Investitionen, welche zeitnah zur Fertigstellung des 
Neubaus erfolgen. Auch in diesem Falle ist nicht von einem bestehendem Gebäude 
auszugehen. In der Praxis betrachtet die Steuerverwaltung Thurgau einen Zeitraum 
von bis zu fünf Jahren ab Fertigstellung des Neubaus als zeitnah. 
 
3.4. Lärmschutzmassnahmen  

Gemäss der Verordnung über die Massnahmen zur rationellen Energieverwendung 
und zur Nutzung erneuerbarer Energien, in welcher die Lärmschutzmassnahmen im 
übrigen nicht aufgeführt sind, fallen unter Energiespar- und Umweltschutzmassnah-
men grundsätzlich nur Massnahmen, welche eine energiesparende und/oder um-
weltschonende Wirkung im Zusammenhang mit dem notwendigen Ressourcenver-
brauch einer Liegenschaft bewirken.  
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Davon kann aber offensichtlich bei der Erstellung (z.B. einer Schallschutzmauer) o-
der Abänderung von Bauten im Sinne von Lärmschutzmassnahmen nicht gespro-
chen werden. Daran ändert der Umstand nichts, dass der Lärmschutz einen Teil des 
Umweltschutzes darstellt. Solche Kosten gelten als Investitionen und können somit 
nicht als Unterhalt in Abzug gebracht werden. 
 
3.5. Nutzung von Wasserkraft  

Gemäss der Verordnung über die Massnahmen zur rationellen Energieverwendung 
und zur Nutzung erneuerbarer Energien wird die Nutzung der Wasserkraft im Rah-
men des DBG nicht gefördert. Aufwendungen zur Nutzung der Wasserkraft können 
daher nicht als Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen in Abzug gebracht wer-
den. Dies gilt auch für eine sogenannte Regenwasssersammelanlage.  


